Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/3660 


Antrag 

der Fraktion der SPD 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Erhaltung der Mitbestimmung der Arbeitnehmer in den 
Aufsichtsräten und Vorständen der Unternehmen des Bergbaus 
und der Eisen und Stahl erzeugenden Industrie 
(Zweites Mitbestimmungssicherungsgesetz) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

§ 1 

Auf die Unternehmen, in denen im Zeitpunkt des 
Inkrafttretens dieses Gesetzes die Arbeitnehmer ein 
Mitbestimmungsrecht in den Aufsichtsräten und in 
den zur gesetzlichen Vertretung berufenen Organen 
nach Maßgabe des Gesetzes über die Mitbestim- 
mung der Arbeitnehmer in den Aufsichtsräten und 
Vorständen der Unternehmen des Bergbaus und der 
Eisen und Stahl erzeugenden Industrie vom 21. Mai 
1951 (Bundcsgesetzbl. I S. 347) — Mitbestiminungs- 
gesetz — haben, ist das Mitbestimmungsgesetz bis 


zum 31. Dezember 1973 auch dann anzuwenden, 
wenn die Voraussetzungen seines § 1 Abs. 1 nicht 
mehr erfüllt sind. 

§ 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 3 

Das Gesetz tritt einen Tag nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Bonn, den 16. Dezember 1968 


Schmidt (Hamburg) und Fraktion 
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